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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Bauknecht, Kriedemann, 
Walter, Logemann und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Mühlengesetzes 
— Drucksache 2265 — 


A. Bericht des Abgeordneten Gehring 


Das vorliegende Zweite Gesetz zur Änderung des 
Mühlengesetzes wurde am 14. Dezember 1960 nach 
1. Lesung dem Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten federführend und dem Wirt- 
schaftsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ernährungsausschuß hat in seinen Beratungen 
die wirtschaftliche Berechtigung des vorliegenden 
Initiativgesetzentwurfs im Grundsatz anerkannt. Um 
das Ziel des Mühlengesetzes — Sicherung der 
Volksernährung durch Erhaltung einer leistungs- 
fähigen Mühlenwirtschaft — zu erreichen, ist es 
notwendig, die Tagesleistung der Mühlen im Bun- 
desgebiet (ohne Saarland) um 10 000 t und im Saar- 
land um 140 t zu verringern. Nach dem jetzigen 
Stand sind aber erst etwa zusammen 8000 t Tages- 
leistung zur Stillegung gekommen und noch etwa 
2000 t Tagesleistung müßten abgebaut werden. Der 
Ausschuß war der Auffassung, daß dieses Ziel nur 
durch Verlängerung der Stillegungsaktion erreicht 
werden kann. Jedoch ist es notwendig, die im 
Initiativgesetz angegebenen Fristen für die Mel- 
dung über die beabsichtigte freiwillige Stillegung 
und für die Einstellung der Herstellung von Mahl- 
erzeugnissen aus Brotgetreide mit Rücksicht auf die 
inzwischen verstrichene Zeit und mit Rücksicht auf 
den Gesetzgebungsgang entsprechend den Beschlüs- 
sen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zu ändern (Artikel 1 Nr, 1 Buchstaben 
a und b). 

Durch die Verlängerung der Durchführung der 
Stillegungsaktion kann die Rückzahlung der für die 
Stillegung aufgewendeten Mittel erst zu einem ent- 
sprechend späteren Zeitpunkt beginnen. Soweit die 


Mühlenabgabe — bis zum Beginn der Rückzahlung 
der Mittel — für Zinsen und Verwaltungskosten 
nicht benötigt wird, soll sie zur Einsparung von 
Kosten auch zur Zahlung von Pauschalbeträgen und 
Arbeitnehmerabfindungen verwendet werden (Arti- 
kel 1 Nr.l Buchstabe c). 

Zur vorgeschlagenen Änderung des § 7 Abs. 8 
hielt es der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten für zweckmäßig, von einer Erhöhung 
der Abgabesätze im gegenwärtigen Zeitpunkt Ab- 
stand zu nehmen, dafür aber die Erhebung der Ab- 
gabe um ein Jahr zu verlängern. Im § 7 Abs. 8 des 
Mühlengesetzes soll daher die Jahreszahl 1974 in 
die Jahreszahl 1975 geändert werden. Es wird not- 
wendig sein, nach Durchführung der Stillegiings- 
aktion den Kapitalbedarf erneut zu überprüfen 
(Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d). 

Das Erfordernis der Genehmigung zur Errichtung 
einer Mühle, zur Aufnahme, Wiederaufnahme, Ver- 
legung des Betriebes einer Mühle und zur Erweite- 
rung ihrer Tagesleistung sollte nur um etwa den 
gleichen Zeitraum verlängert werden, um den die 
Stillegungsaktion verlängert wird; deshalb wurde 
die Jahreszahl 1968 in die Jahreszahl 1966 abge- 
ändert (Artikel 1 Nr. 3). 

Ferner war der Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten der Auffassung, daß die 
neuen Fristen und der Grundsatz, nach dem bei 
überschreiten der festgesetzten Höchstgrenze der 
Tagesleistung die hinzukommenden Mühlen mit 
höherem Ausnutzungsgrad den Vorrang vor hinzu- 
kommenden Mühlen mit niedrigerem Ausnutzungs- 
grad haben, auch für die saarländischen Mühlen 
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gelten sollten, damit die Stillegungsaktion nach 
einheitlichen Grundsätzen durchgeführt und zu ein- 
heitlichen Terminen abgeschlossen werden kann 
(Artikel 1 a). 

Bei Beratung des Gesetzes beschloß der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten weiter- 
hin die Ablösung der Vergünstigungen der Ost- 
müller nach § 75 BVFG einer dritten Änderung 
des Mühlengesetzes vorzubehalten, da die Bera- 
tung dieser Materie längere Zeit in Anspruch neh- 
men würde und sich noch andere Ausschüsse (Ffei- 
matvertriebene, Lastenausgleich und Haushalt) da- 
mit befassen müßten. 

Von der Festsetzung eines zusätzlichen Stichtages 
nahm der Ausschuß aus verschiedenen Gründen Ab- 
stand. So konnten u. a. 111 Mühlen und 15 Back- 
schrotmühlen in die Stillegungsaktion nicht einbe- 
zogen werden, weil sie die Meldefrist nicht ein- 
hielten. Es erschien dem Ausschuß nicht gerecht- 
fertigt, diese Mühlen von der neuen Stillegungs- 
aktion auszuschließen. 

Da ferner während der Beratung des Gesetzes 
der Antrag gestellt wurde, nachstehenden § 7 a in 
das Gesetz neu einzufügen, wurde der Finanz- 
ausschuß gebeten, eine gutachtliche Stellungnahme 
hierzu abzugeben: 


I -.§7a 

j Auf freiwillige Leistungen für die Stillegung 
i von Mühlen, die neben dem Pauschalbetrag nach 

§ 7 Abs. 1 Nr. 6 von anderen Mühlen erbracht 
I werden, finden die steuerlichen Vorschriften des 

I § 7 Abs. 11 bis 14 entsprechende Anwendung. Bei 

I Wirtschaftsgütern, die dem Leistenden auf Grund 

j dieser Leistungen Zuwachsen, können Absetzun- 

j gen in den dem Jahr der Leistung folgenden 

I fünf Jahren jeweils bis zu 20 vom Hundert der 

j Aufwendungen vorgenommen werden." 

J Bei Abfassung des Berichts lag eine abschließende 
Stellungnahme des Finanzausschusses noch nicht 
vor. Der § 7 a konnte daher in die Beschlüsse des 
Ausschusses noch nicht aufgenommen werden. Uber 
ihn wird voraussichtlich in der 2, Lesung des Ge- 
setzes entschieden werden. Wie dem Berichterstatter 
mitgeteilt wurde, haben sich die Länder dagegen 
ausgesprochen, daß die im obigen § 7 a vorgesehene 
Regelung auf dem Verwaltungswege durchgeführt 
werden könnte. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat dem 
Änderungsgesetz zugestimmt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Gesetz in der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 26. Mai 1961 


Gehring 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2265 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Mai 1961 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Gehring 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Bauknecht, Kriedemann, Walter, 
Logemann und Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Mühlengesetzes 

— Drucksache 2265 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung, Inbetriebnahme, 
Verlegung, Erweiterung und Finanzierung der Still- 
legung von Mühlen (Mühlengesetz) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Juni 1959 (Bundesge- 
setzbl. I S. 282) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 1 Nr. 4 werden die Zeitbestimmung 
„31. Juli 1959" durch die Zeitbestimmung 
„31. März 196V' und die Zeitbestimmung „31. Ja- 
nuar 1960" durch die Zeitbestimmung „30. Sep- 
tember 1961“ ersetzt. 


siehe Nummer 2 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwürf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung, Inbetriebnahme, 
Verlegung, Erweiterung und Finanzierung der Still- 
legung von Mühlen (Mühlengesetz) in der Fassung 
vom 9. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 282) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Zeitbestimmung 
„31. Juli 1959" durch die Zeitbestimmung 
„30. September 1961" und die Zeitbestim- 
mung „31. Januar 1960" durch die Zeitbestim- 
mung „31. März 1962" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Zeitbestim- 
mung „31. Dezember 1957" durch die Zeit- 
bestimmung „31. Juli 1959" und die Zeit- 
bestimmung „30. Juni 1958" durch die Zeit- 
bestimmung „31. Januar 1960" ersetzt. 

c) In Absatz 7 Satz 1 wird nach den Worten 
„erhoben wird" der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„die Abgabe kann auch zur Zahlung von 
Pauschalbeträgen und Arbeitnehmerabfin- 
dungen nach den Absätzen 1 und 4 verwen- 
det werden, soweit sie für die in Halbsatz 1 
genannten Zwecke nicht benötigt wird." 

d) In Absatz 8 wird die Jahreszahl „1974" durch 
die Jahreszahl „1975" ersetzt. 
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Entwurf Beschlüsse des 19. Ausschus'ses 

2. In ^ 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Zeitbestimmung Nummer 2 entfällt hier 


„31. Dezember 1957'' durch die Zeitbestimmung 
„31. Juli 1959" und die Zeitbestimmung „30. Juni 
1958" durch die Zeitbestimmung „31. Januar 
1960" ersetzt. 


3. In § 14 wird die Jahreszahl „1963" durch die 
Jahreszahl „1968" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


siehe Nummer 1 Buchstabe b 


2 a. § 13 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. In § 14 wird die Jahreszahl „1963" durch die 
Jahreszahl „1966" ersetzt. 


Artikel 1 a 

§ 3 III. Nr. 8 des Gesetzes zur Einführung von 
Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 313) wird wie folgt geändert: 

1. Buchstabe e wird gestrichen. 

2. Buchstabe f erhält nach den Worten „140 Ton- 
nen," folgende Fassung: 

„so sind vorab Vereinbarungen nach Absatz 1 
Nr. 6 mit denjenigen Mühleninhabern zu schlie- 
ßen, die ihre Stillegungsabsicht bis zum 5. Ja- 
nuar 1960 gemeldet und die Herstellung der in 
§ 2 Abs. 1 genannten Erzeugnisse bis zum 5. Juli 
1960 eingestellt haben. Bei Abschluß weiterer 
Vereinbarungen haben Mühlen mit höherem 
Ausnutzungsgrad den Vorrang vor Mühlen mit 
niedrigerem Ausnutzungsgrad." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 
unverändert 
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